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Bekanntmachung

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung wird bekannt
gegeben, dass der Entwurf der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2022 mit seinen Anlagen während
der Dauer des Beratungsverfahrens im Rat zur Einsichtnahme öffentlich ausliegt.

Der Entwurf der Haushaltssatzung der Gemeinde Stemwede für das Haushaltsjahr 2022 nebst Anlagen ist
in der Verwaltungsstelle Levern, Buchhofstraße 17 (Infobüro), 32351 Stemwede-Levern, während der
Dienststunden und unter www.stemwede.de zur Einsichtnahme verfügbar.

Einwendungen gegen den Entwurf der Haushaltssatzung für das Jahr 2022 können Einwohner und

Abgabepflichtige bis zum 30.12.2022 bei der Gemeindeverwaltung -Finanzen- in 32351 Stemwede-Levern,
Buchhofstraße 17, erheben. Über die Einwendungen beschließt der Rat der Gemeinde in öffentlicher Sitzung.

Stemwede, den 10. Dezember 2021

Der Bürgermeister

Amtliche Bekanntmachungen der Gemeinde Stemwede

30/2021 Entwurf Haushaltssatzung
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Abruszat

Bekanntmachung

Präambel

Aufgrund von § 4 des Bestattungsgesetzes NRW und § 7 Abs. 2 i. V. m. § 41 Absatz 1 Satz 2
Buchstabe f der Gemeindeordnung NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994
(GV NW S. 666) in der zur Zeit gültigen Fassung, hat der Rat der Gemeinde Stemwede am
08.12.2021 folgende Friedhofsatzung beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

Diese Friedhofssatzung gilt für die im Gebiet der Gemeinde Stemwede gelegenen und von ihr
verwalteten Friedhöfe.

§ 2
Friedhofszweck

(1) Das Friedhofswesen ist eine nichtrechtsfähige Anstalt der Gemeinde Stemwede.

(2) Die Friedhöfe dienen der Bestattung der Toten (Leichen, Tot- und Fehlgeburten), die bzw.
deren Eltern bei ihrem Ableben Einwohner der Gemeinde Stemwede waren oder ein Recht
auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstätte besaßen. Darüber hinaus dienen die
Friedhöfe auch der Bestattung der aus Schwangerschaftsabbrüchen stammenden
Leibesfrüchte, falls die Eltern Einwohner der Gemeinde Stemwede sind.

(3) Die Friedhöfe erfüllen aufgrund ihrer gärtnerischen Gestaltung auch allgemeine
Grünflächenfunktionen. Deshalb hat jeder das Recht, die Friedhöfe als Orte der Ruhe und
Besinnung zum Zwecke einer der Würde des Ortes entsprechenden Erholung aufsuchen.

31/2021 Satzung über die Ordnung auf den von der Gemeinde Stemwede verwalteten
Friedhöfen
vom 08.12.2021
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§ 3
Schließung und Entwidmung

(1) Friedhöfe und Friedhofsteile können für weitere Bestattungen gesperrt (Schließung) oder
einer anderen Verwendung zugeführt (Entwidmung) werden.

(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer Bestattungen ausgeschlossen. Soweit
durch Schließung das Recht auf weitere Bestattungen in Wahlgrabstätten/
Urnenwahlgrabstätten erlischt, wird dem Nutzungsberechtigten für die restliche
Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren Bestattungsfalles auf Antrag eine andere
Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte zur Verfügung gestellt. Außerdem kann er die
Umbettung bereits bestatteter Leichen verlangen.

(3) Durch die Entwidmung geht die Eigenschaft des Friedhofs als Ruhestätte der Toten
verloren. Die Bestatteten werden, falls die Ruhezeit (bei
Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten) bzw. die Nutzungszeit (bei
Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten) noch nicht abgelaufen ist, auf Kosten der
Gemeinde Stemwede in andere Grabstätten umgebettet.

(4) Schließung oder Entwidmung werden öffentlich bekanntgegeben. Der Nutzungsberechtigte
einer Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte erhält außerdem einen schriftlichen Bescheid,
wenn sein Aufenthalt bekannt oder ohne besonderen Aufwand zu ermitteln ist.

(5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher öffentlich bekanntgemacht. Gleichzeitig
sind sie bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten einem Angehörigen des
Verstorbenen, bei Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten dem Nutzungsberechtigten
mitzuteilen.

(6) Ersatzgrabstätten werden von der Gemeinde Stemwede auf ihre Kosten in ähnlicher Weise
wie die Grabstätten auf den entwidmeten oder außer Dienst gestellten
Friedhöfen/Friedhofsteilen hergerichtet. Die Ersatzwahlgrabstätten werden Gegenstand des
Nutzungsrechtes.

II. Ordnungsvorschriften

§ 4
Öffnungszeiten

(1) Die Friedhöfe sind während der an den Eingängen bekanntgegebenen Zeiten für den
Besuch geöffnet.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass das Betreten eines Friedhofes oder
einzelner Friedhofsteile vorübergehend untersagen.
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§ 5
Verhalten auf dem Friedhof

(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes, der Toten und der Achtung der
Persönlichkeitsrechte von Angehörigen und Besuchern entsprechend zu verhalten. Die
Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen.

(2) Kinder unter 6 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Begleitung Erwachsener betreten.

(3) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet,
a) die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen/Rollerblades/Skateboards aller Art

(Kinder- wagen und Rollstühle sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der
für den Friedhof
zugelassenen Gewerbetreibenden ausgenommen) zu befahren,

b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzubieten oder diesbezüglich zu
werben

c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten
auszuführen,

d) ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. ohne Zustimmung der
Friedhofsverwaltung gewerbsmäßig zu fotografieren,

e) Drucksachen zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der
Bestattungsfeier notwendig und üblich sind,

f) die Friedhöfe und ihre Einrichtungen, Anlagen und Grabstätten zu verunreinigen
oder zu beschädigen sowie Rasenflächen und Grabstätten unberechtigt zu betreten,

g) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern,
h) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde,
i) zu lärmen oder zu lagern.

(4) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des
Friedhofes und der Ordnung auf ihm vereinbar sind.

(5) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhängende
Veranstaltungen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung; sie sind spätestens 14
Tage vor- her anzumelden.

§ 6
Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof

(1) Gewerbetreibende aus deren Tätigkeit eine Gefährdung für die öffentliche Sicherheit und
Ordnung ausgehen kann, insbesondere Steinmetze und Bildhauer, benötigen für ihre
gewerbliche Tätigkeit auf den Friedhöfen der vorherigen Zustimmung durch die
Friedhofsverwaltung. Andere Gewerbetreibende müssen ihre Tätigkeit auf dem Friedhof
der Friedhofsverwaltung anzeigen.

(2) Auf ihren Antrag hin werden die nach Abs. 1 Satz 1 genannten Gewerbetreibende
zugelassen, die
a. in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind.
b. ihre Eintragung in die Handwerksrolle bzw. (bei Antragstellern des

handwerksähnlichen Gewerbes) ihre Eintragung in das Verzeichnis gem. § 19
Handwerksordnung nachweisen oder die selbst oder deren fachliche Vertreter die
Meisterprüfung abgelegt haben oder die über eine vergleichbare Qualifikation
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verfügen oder die für die Tätigkeit erforderliche Sachkunde besitzen.

(3) Die Friedhofsverwaltung hat die Zulassung davon abhängig zu machen, dass der
Antragsteller einen für die Ausführung seiner Tätigkeit ausreichenden
Haftpflichtversicherungsschutz oder eine aufgrund ihrer Zweckbestimmung im
Wesentlichen vergleichbare Sicherheit oder gleichwertige Vorkehrung nachweist.

(4) Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung einer Berechtigungskarte. Die zugelassenen
Gewerbetreibenden haben für ihre Bediensteten einen Bedienstetenausweis auszustellen.
Die Zulassung und der Bedienstetenausweis ist dem aufsichtsberechtigten
Friedhofspersonal auf Verlangen vorzuzeigen. Die Zulassung kann befristet werden.

(5) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofssatzung und die dazu
ergangenen Regelungen zu beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die
sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen
schuldhaft verursachen.

(6) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur werktags innerhalb der Öffnungszeiten
ausgeführt werden. Die Friedhofsverwaltung kann Verlängerungen der Arbeitszeiten
zulassen.

(7) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den Friedhöfen
nur an den von der Friedhofsverwaltung genehmigten Stellen gelagert werden. Bei
Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in einen
ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in den
Wasserentnahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden.

(8) Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung der Gewerbetreibenden, die gegen die
Vorschriften der Friedhofssatzung verstoßen oder bei denen die Voraussetzungen des Abs.
2 ganz oder teilweise nicht mehr gegeben sind, auf Zeit oder Dauer durch schriftlichen
Bescheid entziehen. Bei schweren Verstößen ist eine Mahnung entbehrlich.

(9) Gewerbetreibende mit Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum, die im Inland nur vorübergehend tätig sind, haben die Aufnahme der
Tätigkeit auf dem Friedhof anzuzeigen. Die Gewerbetreibenden haben für jeden
Bediensteten bei der Gemeinde einen Ausweis zu beantragen. Die Bedienstetenausweise
sind dem Friedhofspersonal auf Verlangen vorzuweisen.
Abs. 1-4 und Abs. 8 finden keine Anwendung. Das Verwaltungsverfahren kann über eine
einheitliche Stelle nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes NRW abgewickelt
werden.
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III. Allgemeine Bestattungsvorschriften

§ 7

Anzeigepflicht und Bestattungszeit

(1) Jede Bestattung bzw. Beisetzung ist bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. Die
Anmeldung einer Bestattung hat unverzüglich nach Vorliegen der Voraussetzungen des §
13 Abs. 1 BestG NRW zu erfolgen. Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen
beizufügen.

(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte
beantragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen.

(3) Soll eine Aschenbestattung erfolgen, so ist eine Bescheinigung über die Einäscherung
vorzulegen.

(4) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Bestattung fest. An Sonn- und Feiertagen
werden Bestattungen nicht vorgenommen. Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen nur
bei Vorliegen eines wichtigen Grundes gestatten.
Die Friedhofswärter dürfen Beisetzungen nur vornehmen, wenn ihnen vorher eine
Bescheinigung der Friedhofsverwaltung vorgelegt wird, nach der gegen die Beisetzung
keine Bedenken bestehen. Die Beisetzung ist mit der Friedhofsverwaltung rechtzeitig zu
vereinbaren.

(5) Die Bestattung kann frühestens nach vierundzwanzig Stunden erfolgen. Die örtliche
Ordnungsbehörde kann eine frühere Bestattung aus gesundheitlichen Gründen anordnen
oder auf Antrag von Hinterbliebenen genehmigen, wenn durch ein besonderes, aufgrund
eigener Wahrnehmung ausgestelltes Zeugnis einer Ärztin oder eines Arztes, die nicht die
Leichenschau nach § 9 BestG durchgeführt haben, bescheinigt ist, dass die Leiche die
sicheren Merkmale des Todes aufweist oder die Verwesung ungewöhnlich fortgeschritten
und jede Möglichkeit des Scheintodes ausgeschlossen ist.

(6) Erdbestattungen und Einäscherungen müssen innerhalb von 10 Tagen nach Eintritt des
Todes erfolgen. Aschen müssen spätestens 6 Wochen nach der Einäscherung bestattet
werden. Auf Antrag hinterbliebener Personen oder deren Beauftragter können diese Fristen
von der Ordnungsbehörde verlängert werden.

(7) Die fristgerechte Beisetzung der Totenasche ist innerhalb von 6 Wochen dem Krematorium
durch Bescheinigung des Friedhofsträgers nachzuweisen. Dieser stellt hierfür dem
Hinterbliebenen eine solche Bescheinigung aus.

§ 8

Särge und Urnen

(1) Bestattungen bzw. Beisetzungen sind grundsätzlich in Särgen oder Urnen vorzunehmen.
Ausnahmsweise kann der Friedhofsträger auf Antrag die Bestattung bzw. Beisetzung ohne
Sarg oder Urne gestatten. Bei sargloser Grablegung hat der Nutzungsberechtigte das
Bestattungspersonal in eigener Verantwortung zu stellen und für anfallende Mehrkosten
aufzukommen. Der Transport auf dem Friedhof muss immer in einem geschlossenen Sarg
erfolgen.
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(2) Behältnisse zur Beisetzung von Aschen und zur Bestattung von Toten (Särge, Urnen und
Überurnen), deren Ausstattung und Beigaben sowie Totenkleidung müssen so beschaffen
sein, dass die chemische, physikalische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder
des Grundwassers nicht nachteilig verändert wird und ihre Verrottung und die Verwesung
der Leichen innerhalb der Ruhezeit ermöglicht wird. Maßnahmen, bei denen den Toten
Stoffe zugeführt werden, die die Verwesung verhindern oder verzögern, bedürfen der
Genehmigung des Friedhofsträgers.
Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von
Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. (3) Die Särge dürfen höchstens 2,10 m lang, 0,75 m hoch
und im Mittelmaß 0,75 m breit sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist
die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen.

§ 9

Ausheben der Gräber

(1) Die Gräber werden von der Friedhofsverwaltung ausgehoben und wieder verfüllt.

(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur
Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,50 m.

(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke
Erdwände getrennt sein.

(4) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör vorher entfernen zu lassen. Sofern beim
Ausheben der Gräber Grabmale, Fundamente oder Grabzubehör durch die
Friedhofsverwaltung entfernt werden müssen, sind die dadurch entstehenden Kosten durch
den Nutzungsberechtigten der Friedhofsverwaltung zu erstatten.

§ 10

Ruhezeit

Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt 30 Jahre, bei Verstorbenen bis zum vollendeten 5.
Lebensjahr 20 Jahre.

§ 11

Schutz der Totenruhe

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. Umbettungen bedürfen der
Genehmigung der örtlichen Ordnungsbehörde. Sie erfolgen nur auf Antrag des zur vollen
Kostentragung verpflichteten Totenfürsorgeberechtigten und – falls jener nicht der
Nutzungsberechtigte ist – mit dessen schriftlicher Zustimmung und in der Verantwortung des
Friedhofsträgers.

(2) Zu anderen als zu Umbettungszwecken dürfen Tote nur aufgrund behördlicher oder
richterlicher Anordnung ausgegraben werden. Umlegungen, die innerhalb der gleichen
Grabstätte aus Anlass einer weiteren Bestattung oder Beisetzung oder auf Betreiben des
Friedhofsträgers innerhalb des Friedhofs aus Anlass der Einebnung der Grabstätte nach
Ablauf der Ruhezeit durchgeführt werden, gelten nicht als Ausgrabung eines Toten im Sinne
des Satzes 1.
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(3) Vor Ablauf der Ruhezeit darf die Genehmigung zur Umbettung nur bei Vorliegen eines
wichtigen Grundes erteilt werden. Ein für das Vorliegen eines wichtigen Grundes
sprechender Umstand ist das zu Lebzeiten erklärte und erst nach der Bestattung oder
Beisetzung bekannt gewordene Einverständnis des Toten. Eine Umbettung innerhalb des
Gemeindegebiets soll nur bei Vorliegen eines dringenden öffentlichen Interesses genehmigt
werden; insoweit gilt zum Schutze des postmortalen Persönlichkeitsrechts des Toten ein
besonders strenger Prüfungsmaßstab. Die Befugnisse des Friedhofsträgers zu Schließung
und Entwidmung des Friedhofs sowie von Friedhofsteilen bleiben unberührt.

(4) Nach Ablauf der Ruhezeit kann die Genehmigung zur Umbettung in eine andere Grabstätte
auf dem gleichen Friedhof einmalig auch dann erteilt werden, wenn die Voraussetzungen
des Absatzes 3 nicht erfüllt sind. Im Fall des Satzes 1 darf die Umbettung nur in eine
Wahlgrabstätte mit noch mindestens zehn Jahre fortdauerndem Nutzungsrecht und mit
schriftlicher Einwilligung des Nutzungsberechtigten erfolgen. Eine weitere Umbettung ist nur
unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 zulässig.

(5) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen
oder gehemmt.

(6) Die Umbettung hat keinen Einfluss auf bereits gezahlte und noch zu zahlende Gebühren.
Abweichend von Satz 1 bedarf es im Fall des Absatzes 4 Sätze 1 und 2 keiner Verlängerung
des Nutzungsrechts an der Wahlgrabstätte.

IV. Grabstätten

§ 12

Arten der Grabstätten

(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofseigentümers. An ihnen können Rechte nur
nach dieser Satzung erworben werden. Die Größe der Gräber ergibt sich aus dem
Belegungsplan.

(2) Die Grabstätten werden unterschieden in
a) Reihengrabstätten
b) Wahlgrabstätten
c) Urnenreihengrabstätten
d) Urnenwahlgrabstätten
e) Anonyme und halbanonyme Urnenreihengrabstätten
f) Anonyme und halbanonyme Reihengrabstätten
g) Pflegefreie Reihengrabstätten (Rasengräber)
h) Pflegefreie Urnenreihengrabstätten (Rasengräber)
i) Pflegefreie Wahlgräber (Rasengräber)
j) Pflegefreie Urnenwahlgräber (Rasengräber)
k) Pflegefreies Baumgrab (Urnenreihengrab)
l) Pflegefreies Baumgrab (Urnenwahlgrab)
m) muslimische Grabstätten

(3) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrechtes an einer der Lage nach
bestimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung.

§ 13

Reihengrabstätten
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(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die der Reihe nach belegt und im
Todesfall für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden zugeteilt werden. Ein
Wiedererwerb des Nutzungsrechtes an der Reihengrabstätte ist nicht möglich.

(2) In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet werden.
Es ist jedoch zulässig, in einer Reihengrabstätte die Leichen eines Kindes unter einem
Jahr, Tot- und Fehlgeburten sowie die aus einem Schwangerschaftsabbruch stammende
Leibesfrucht und eines Familienangehörigen oder die Leichen von gleichzeitig verstorbenen
Geschwistern unter 5 Jahren zu bestatten.

(3) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten
ist 6 Monate vorher öffentlich bekanntzumachen.

(4) Die Pflicht zur Zahlung der Friedhofsunterhaltungsgebühren geht nach dem Tode des
Grabstättenerwerbers entsprechend der in § 14, Abs 7 beschriebenen Reihenfolge auf die
Angehörigen des verstorbenen Grabstättenerwerbers über.

(5) Einebnungen vor Ablauf der Ruhezeit sind nur nach Zahlung der für die verbleibende
Restlaufzeit fälligen Rückgabegebühren/Grünpflegekosten möglich.

§ 14

Wahlgrabstätten

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, an denen auf Antrag ein
Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im
Benehmen mit dem Erwerber bestimmt wird.

(2) Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechtes ist nur auf Antrag und nur für die gesamte
Wahlgrabstätte möglich. Im Falle eines Wiedererwerbs des Nutzungsrechtes kann die
Friedhofsverwaltung eine Teilung der Grabstätte zulassen, wenn der überwiegende Teil der
Grabstätte als Grabstellen wieder zu nutzen ist und die direkte Erschließung der als
Grabstellen nutzbaren Fläche gesichert ist. Ein Anspruch auf Teilung besteht nicht. Die
Friedhofsverwaltung kann im Fall eines Wiedererwerbs befristet zulassen, dass nicht
genutzte Grabstellen größerer Grabstätten zur Pflege überlassen werden, ohne Erhebung
von Gebühren für Verlängerung oder Wiedererwerb des Nutzungsrechts für diese
Grabstellen. Der überwiegende Teil der Grabstätte muss in diesem Fall als Grabstellen
genutzt sein. Die gesamte Grabstätte, auch der nur zur Pflege überlassene Teil, unterliegt
den Gestaltungsvorschriften V bis VII dieser Satzung. Ein Anspruch auf kostenlose
Überlassung von Grabstellen zur Pflege besteht nicht.
Bei Bedarf ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, zur Pflege überlassene Grabstellen inner-
halb einer einmonatigen Frist einzuziehen. Die Herrichtung der Grabstätten obliegt dann
den jeweiligen Nutzungsberechtigten.

(3) Wahlgrabstätten werden als zwei- bis sechsstellige Grabstätten vergeben.

(4) Das Nutzungsrecht entsteht mit Zahlung der fälligen Gebühren und Aushändigung der
Verleihungsurkunde.

(5) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der jeweilige Nutzungsberechtigte 3 Monate
vorher schriftlich, falls er nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln
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ist, durch eine öffentliche Bekanntmachung hingewiesen.

(6) Während der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die
Nutzungszeit nicht überschreitet oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum
Ablauf der Ruhezeit wiedererworben worden ist.

(7) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der Erwerber für den Fall seines
Ablebens aus dem in Satz 2 genannten Personenkreis seinen Nachfolger im Nutzungsrecht
bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch schriftlichen Vertrag übertragen. Wird bis zu
seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in
nachstehen- der Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen Nutzungsberechtigten
mit deren Zustimmung über:
a) auf den überlebenden Ehegatten,
b) auf den Lebenspartner nach dem Gesetz über die eingetragene

Lebenspartnerschaft
c) auf die Kinder,
d) auf die Stiefkinder,
e) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter,
f) auf die Eltern,
g) auf die vollbürtigen Geschwister,
h) auf die Stiefgeschwister,
i) auf die nicht unter a) - g) fallenden Erben oder andere Personen.
Innerhalb der einzelnen Gruppen c) – e) und g) – i) wird der Älteste Nutzungsberechtigter
Die Friedhofsverwaltung kann im Einzelfall eine andere Reihenfolge bestimmen.
Sofern keine vorgenannten Personen innerhalb eines Jahres nach Satz 2 erklärt, erlischt
das Nutzungsrecht.

(8) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht nur auf eine Person aus dem
Kreis der in Abs. 7 Satz 2 genannten Personen übertragen; er bedarf hierzu der vorherigen
Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

(9) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unverzüglich nach Erwerb auf sich
umschreiben zu lassen.

(10) Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der Friedhofssatzung und der dazu
ergangenen Regelungen das Recht, in der Wahlgrabstätte beigesetzt zu werden, bei Eintritt
eines Bestattungsfalles über andere Bestattungen und über die Art der Gestaltung und der
Pflege der Grabstätte zu entscheiden. Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Pflicht zur
Anlage und zur Pflege der Grabstätten.

(11) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teilbelegten Grabstätten
nur dann zurückgegeben werden, wenn über den zurückgegebenen Teil anderweitig
verfügt werden kann. Eine Entschädigung oder Gebührenerstattung erfolgt nicht. An
teilbelegten oder belegten Grabstätten kann das Nutzungsrecht vor Ablauf der Nutzungs-
zeit mit Übernahme der Grünpflegekosten bis zum Ablauf der Nutzungszeit zurückgegeben
werden. Eine Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstätte möglich. Die
Rückgabegebühren/ Grünpflegekosten sind in einer Summe zu leisten.
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§ 15

Urnenbeisetzungen

(1) Aschen dürfen beigesetzt werden in
a) Urnenreihengrabstätten
b) Urnenwahlgrabstätten
c) Anonymen Urnenreihengrabstätten
d) Grabstätten für Erdbestattungen mit Ausnahme der Reihengrabstätten
e) Pflegefreien Urnenreihengrabstätten
f) Halbanonyme Urnenreihengrabstätten
g) Pflegefreie Baumgrabstätten
h) Pflegefreie Urnenwahlgrabstätten.

(2) Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, die der Reihe nach belegt und im
Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung einer Asche abgegeben werden. Ein
Wiedererwerb des Nutzungsrechtes ist nicht möglich.

(3) Urnenwahlgrabstätten sind für Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, an denen auf
Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren
Lage gleichzeitig im Benehmen mit dem Erwerber festgelegt wird. Die Zahl der Urnen, die
in einer Urnenwahlgrabstätte beigesetzt werden können, richtet sich nach der Größe der
Grabstätte.

(4) In Wahlgrabstätten für Erdbeisetzungen können anstelle eines Sarges bis zu 2 Urnen
beigesetzt werden. Bei voll belegten Grabstätten kann die Friedhofsverwaltung auf Antrag
die Beisetzung von bis zu 2 Urnen zusätzlich gestatten, wenn die räumlichen Verhältnisse
der Grabstätte dies zulassen.

(4a) Pflegefreie Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, die der Reihe nach belegt und
im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung einer Asche abgegeben werden.
Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechtes ist nicht möglich.

(4b) Baumgrabstätten sind für Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, die für die Dauer von
30 Jahren abgegeben werden und deren Lage unmittelbar in der Nähe eines Baumes liegt.
Die Lage der Grabstätte wird im Benehmen mit dem Erwerber festgelegt.

(4c) Pflegefreie Urnenwahlgrabstätten sind für Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, an
denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen
und deren Lage gleichzeitig im Benehmen mit dem Erwerber festgesetzt wird.

(5) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften für
die Reihengrabstätten und für die Wahlgrabstätten entsprechend auch für Urnengrabstätten
bzw. die Beisetzung von Aschen in Wahlgrabstätten.
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§ 16

Anonyme Grabstätten

(1) Für anonyme Bestattungen bestehen auf den Friedhöfen in Dielingen, Wehdem und
Twiehausen besondere Grabfelder. Hier sind anonyme Erd- oder Aschenbeisetzungen
möglich.

(2) Anonyme Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten werden vergeben, wenn dies dem
Willen des Verstorbenen entspricht.

(3) Für die anonymen Grabfelder gelten die Vorschriften für Reihengrabstätten (§ 13) bzw.
Urnenreihengrabstätten (§ 15) sinngemäß und mit der Maßgabe, dass Grabmale,
Grabschmuck, Bepflanzung, Einfriedung und die besondere Pflege einzelner Gräber nicht
zulässig sind.

(4) Die anonymen Grabfelder werden von der Friedhofsverwaltung gepflegt.

§ 16 a

Halbanonyme Grabstätten

(1) Für halbanonyme Bestattungen bestehen auf den Friedhöfen in Haldem, Wehdem und
Twiehausen besondere Grabfelder. Hier sind halbanonyme Erd- oder Aschenbeisetzungen
möglich. In halbanonymen Reihengrabstätten werden Särge oder Urnen im Beisein der
Angehörigen beigesetzt. Die Friedhofsverwaltung übernimmt die Namens- und
Datennennung an geeigneter Stelle. Stille Beisetzungen sind möglich.

(2) Für die halbanonymen Grabfelder gelten die Vorschriften für Reihengrabstätten (§ 13) bzw.
Urnenreihengrabstätten (§ 15) sinngemäß und mit der Maßgabe, dass Grabmale,
Grabschmuck, Bepflanzung, Einfriedung und die besondere Pflege einzelner Gräber nicht
zulässig sind.

(3) Die halbanonymen Grabfelder werden von der Friedhofsverwaltung gepflegt.



Nr. 15 Jahrgang 2021 Amtsblatt der Gemeinde Stemwede Seite 13

§ 16 b

Rasengräber

(1) Rasengräber (Pflegefreie Grabstätten) werden vorgehalten für Sarg- und
Urnenbestattungen. Sie bestehen aus einer Rasenfläche und werden als Reihen- oder
Wahlgräber zur Verfügung gestellt.

(2) Rasengräber werden durch die Friedhofsverwaltung gepflegt und unterhalten. Jedes
pflegefreie Grab wird mit einer 30 x 40 cm großen Grabplatte belegt, die mit Name,
Vorname, Geburtsdatum und Sterbedatum einheitlich beschriftet ist. Die Grabplatte wird
von der Gemeindeverwaltung in Auftrag gegeben. Die Kosten werden dem
Erwerber/Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt. Der anlässlich einer Bestattung auf
der pflegefreien Grabstätte abgelegte Grabschmuck ist innerhalb eines Monats nach der
Bestattung von dem Erwerber zu entfernen. Nach Ablauf der Monatsfrist darf Grabschmuck
jeglicher Art nur noch in den Wintermonaten von November bis Februar abgelegt werden.
Der in der Mähsaison von März bis Oktober widerrechtlich abgelegte Grabschmuck wird
von der Gemeindeverwaltung entfernt.

§ 16 c

Baumgräber

(1) Baumgrabstätten werden vorgehalten für Urnenbestattungen. Sie bestehen aus einer
Rasenfläche oder einer Fläche mit Bodendeckern und werden als Reihen- oder Wahlgräber
zur Verfügung gestellt.

(2) Baumgräber werden durch die Friedhofsverwaltung gepflegt und unterhalten. Jedes
pflegefreie Grab wird mit einer einheitlichen Grabplatte belegt, die mit Name, Vor-name,
Geburtsdatum und Sterbedatum beschriftet ist. Die Grabplatte wird von der
Gemeindeverwaltung in Auftrag gegeben. Die Kosten werden dem Erwerber/
Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt. Der anlässlich einer Bestattung auf der
pflegefreien Grabstätte abgelegte Grabschmuck ist innerhalb eines Monats nach der
Bestattung von dem Erwerber zu entfernen. Nach Ablauf der Monatsfrist darf Grabschmuck
jeglicher Art nur noch in den Wintermonaten von November bis Februar abgelegt werden.
Der von März bis Oktober widerrechtlich abgelegte Grabschmuck wird von der
Gemeindeverwaltung entfernt.

§ 16 d

Muslimische Grabstätten

(1) Ungeachtet der allgemein möglichen Bestattung nach religiösen Bekenntnissen im Rahmen
der Friedhofssatzung ist die Bestattung unter besonderer Berücksichtigung muslimischer
Glaubensvorgaben auf muslimischen Grabstätten auf dem Friedhof in Haldem möglich.

(2) Es handelt sich um Wahlgrabstätten.

(3) Die Bestattung kann ohne Sarg in einem Leinentuch erfolgen.

(4) Die Ausrichtung des Grabes erfolgt in Richtung Mekka.
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V. Gestaltung der Grabstätten

§ 17

Abteilungen mit allgemeinen und zusätzlichen Gestaltungsvorschriften

(1) Auf den Friedhöfen in Dielingen, Wehdem und Twiehausen stehen Abteilungen mit
allgemeinen und zusätzlichen Gestaltungsvorschriften zur Verfügung. Auf den Friedhöfen in
Drohne, Haldem, Arrenkamp und Oppendorf sind ausschließlich Abteilungen mit
zusätzlichen Gestaltungsvorschriften eingerichtet.

(2) Die Friedhofsverwaltung weist vor dem Erwerb eines Nutzungsrechtes auf die vorhandenen
Wahlmöglichkeiten hin. Wird von einer Wahlmöglichkeit kein Gebrauch gemacht, erfolgt die
Bestattung in einer Abteilung mit zusätzlichen Gestaltungsvorschriften.

(3) Die Gestaltungsvorschriften gelten mit Ausnahme des § 18 nicht für anonyme Grabfelder,
halbanonyme Grabfelder, Rasengrabfelder und Baumgrabstätten. Ihre Gestaltung obliegt
der Friedhofsverwaltung.

§ 18

Allgemeine Gestaltungsvorschriften

(1) Jede Grabstätte ist - unbeschadet der Anforderungen für Abteilungen mit besonderen
Gestaltungsvorschriften - so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass der
Friedhofszweck und der Zweck dieser Satzung sowie die Würde des Friedhofes in seinen
einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird.

(2) Die einzelnen Abteilungen werden von der Friedhofsverwaltung im Belegungsplan
ausgewiesen.

VI. Grabmale und bauliche Anlagen

§ 19

Abteilungen mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften

(1) Die Grabmale und baulichen Anlagen in Abteilungen mit allgemeinen
Gestaltungsvorschriften unterliegen unbeschadet der Bestimmungen des § 18 in ihrer
Gestaltung, Bearbeitung und Anpassung an die Umgebung keinen zusätzlichen
Anforderungen. Die Mindest- stärke der Grabmale beträgt ab 0,40 m - 1,00 m Höhe 0,14 m,
ab 1,00 m - 1,50 m Höhe 0,16 m und ab 1,50 m Höhe 0,18 m.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann weitergehende Anforderungen verlangen, wenn dies aus
Gründen der Standsicherheit erforderlich ist.
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§ 20

Abteilungen mit zusätzlichen Gestaltungsvorschriften

(1) Das Grabmal muss in Form und Werkstoff handwerklich einwandfrei gestaltet und darf nur
aus Naturstein oder wetterbeständigem Holz hergestellt sein.

(2) Nicht gestattet sind:
a) Ölfarbenanstrich auf Grabmalen,
b) Inschriften, die der Weihe des Ortes nicht entsprechen,
c) Lichtbilder und jegliche Art von Perlenkränzen,
d) Glas-, Gips-, Porzellan- und Emailleplatten, Kork-, Tropf- und Grottensteine, Schlacken

und schablonenhafte Fabrikwaren. Sockel und Grabmal sind eine Einheit. Die
Bearbeitung ist dem Oberstein anzupassen.

(3) Auf Grabstätten für Erdbestattung sind Grabmale mit folgenden Maßen zulässig:

a) Stelen
Höhe 70 - 120 cm
Breite bis zu 60 cm
Stärke 12 - 20 cm

b) Breitsteine
Höhe 60 - 80 cm
Breite 60 - 110 cm
Stärke 12 - 20 cm

c) Liegende Platten

Erwachsenengräber
Länge 80 - 150 cm
Breite 50 - 80 cm
Stärke 8 - 15 cm
Kindergräber
Länge 40 - 90 cm
Breite 30 - 50 cm
Stärke 8 - 15 cm

d) Kissensteine
Einzelgräber
Länge 40 - 60 cm
Breite 30 - 40 cm
Stärke 3 - 15 cm
Doppelgräber
Länge bis 80 cm
Breite bis 55 cm
Stärke bis 15 cm

Es darf nicht mehr als ein Drittel der Grabstätte durch Stein abgedeckt werden.
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(4) Auf Urnengrabstätten sind Grabmale bis zu folgenden Größen zulässig:

Liegende Grabmale

Länge 30 cm - 60 cm
Breite 30 cm - 50 cm
Stärke bis 15 cm

Stehende Grabmale

Länge bzw. Höhe bis 110 cm
Breite 30 cm - 50 cm
Stärke bis 15 cm

(5) Soweit es der Friedhofsträger unter Beachtung des § 20 für vertretbar hält, kann er
Ausnahmen von den Vorschriften der Abs. 1 bis 4 und auch sonstige bauliche Anlagen als
Ausnahme im Einzelfall zulassen.

§ 21

Zustimmungserfordernis

(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen bedarf der vorherigen schriftlichen
Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

(2) Den Anträgen sind zweifach beizufügen:
Der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Maßstab 1 : 10 unter Angabe des
Materials, seiner Bearbeitung, der Anordnung der Schrift, der Ornamente und der Symbole
sowie der Fundamentierung. Bei der Anbringung eines QR-Codes oder eines anderen
vergleichbaren maschinenlesbaren Verweises ist der Inhalt der hinterlegten Internetseite
zum Zeitpunkt des Antrags vollständig anzugeben.
In besonderen Fällen kann die Vorlage einer Zeichnung im Maßstab 1 : 1 oder eines
Modells im Maßstab 1 : 10 verlangt werden.

(3) Die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen baulichen Anlagen bedürfen eben-
falls der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die Absätze 1 und 2
gelten entsprechend.

(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage nicht
binnen eines Jahres nach der Zustimmung errichtet worden ist.

§ 22

Anlieferung

(1) Bei der Anlieferung von Grabmalen oder sonstigen baulichen Anlagen ist der
Friedhofsverwaltung der genehmigte Aufstellungsantrag vorzulegen.

(2) Die Aufstellung der Grabmale hat zeitlich im Einvernehmen mit dem Friedhofswärter zu
erfolgen.
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§ 23

Fundamentierung und Befestigung

(1) Zum Schutz der Allgemeinheit und des Nutzungsberechtigten sind die Grabmale und
Einfassungen nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks (Richtlinie für die
Erstellung und Prüfung von Grabmalanlagen des Bundesinnungsverbandes des Deutschen
Steinmetz-, Stein- und Holzbildhauerhandwerks, oder Technische Anleitung zur
Standsicherheit von Grabmalen der Deutschen Naturstein Akademie e.V. in der jeweils
gültigen Fassung) so zu fundamentieren und zu befestigen, dass sie dauernd standsicher
sind und auch beim Öffnen der Gräber nicht umstürzen oder sich senken können. Dies gilt
für sonstige Anlagen entsprechend.

(2) Die Art der Fundamentierung und der Befestigung, insbesondere die Größe und Stärke der
Fundamente, bestimmt die Friedhofsverwaltung gleichzeitig mit der Zustimmung nach § 21.
Die Friedhofsverwaltung kann überprüfen, ob die vorgeschriebene Fundamentierung
durchgeführt worden ist.

(3) Die Steinstärke muss die Standfestigkeit der Grabmale gewährleisten. Die Mindeststärke
der Grabmale bestimmt sich nach den §§ 19 und 20.

§ 24

Unterhaltung

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in würdigem und
verkehrssicherem Zustand zu halten. Verantwortlich ist insoweit bei Reihengrabstätten/
Urnenreihengrabstätten der Grabstättenerwerber bzw. Rechtsnachfolger, bei
Wahlgrabstätten/ Urnenwahlgrabstätten der jeweilige Nutzungsberechtigte.

(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen oder Teilen
davon gefährdet, sind die für die Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, unverzüglich
Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten des
Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z. B. Umlegung von Grabmalen) treffen. Wird
der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht
innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung
berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf Kosten des Verantwortlichen zu entfernen.
Die Gemeinde ist verpflichtet, diese Gegenstände drei Monate aufzubewahren. Ist der
Verantwortliche nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen
als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der
Grabstätte, das für die Dauer von einem Monat aufgestellt wird.

(3) Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden haftbar, der durch das Umstürzen von
Grabmalen oder sonstigen baulichen Anlagen verursacht wird; die Haftung der Gemeinde
bleibt unberührt; die Verantwortlichen haften der Gemeinde im Innenverhältnis, soweit die
Gemeinde nicht grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz trifft.

§ 25

Entfernung

(1) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten oder nach Ablauf
der Nutzungszeit bei Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten oder nach Entziehung von
Grabstätten und Nutzungsrechten sind die Grabmale und sonstige bauliche Anlagen zu
entfernen. Geschieht dies nicht binnen drei Monaten, so ist die Friedhofsverwaltung
berechtigt, die Grabstätte abräumen zu lassen. Die Friedhofsverwaltung ist nicht
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verpflichtet, das Grab- mal oder sonstige bauliche Anlagen zu verwahren. Grabmal oder
sonstige bauliche Anlagen gehen entschädigungslos in das Eigentum der Gemeinde über.
Sofern Grabstätten von der Friedhofsverwaltung abgeräumt werden, hat der jeweilige
Nutzungsberechtigte oder Angehörige die Kosten zu tragen.

(2) Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, ohne ihre Zustimmung aufgestellte Grabmale einen
Monat nach Benachrichtigung des Erwerbers oder des Nutzungsberechtigten auf dessen
Kosten entfernen zu lassen.

VII. Herrichtung und Pflege der Grabstätten

§ 26

Herrichtung und Unterhaltung

(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des § 18 hergerichtet und dauernd in
Stand gehalten werden. Dies gilt entsprechend für den Grabschmuck. Verwelkte Blumen
und Kränze sind unverzüglich von den Grabstätten zu entfernen.

(2) Die Gestaltung der Gräber ist dem Gesamtcharakter des Friedhofes und der unmittelbaren
Umgebung anzupassen. Die Grabstätten dürfen nur mit Pflanzen bepflanzt werden, die
andere Grabstätten und die öffentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. Die auf
der Grabstätte gepflanzten Gehölze dürfen in der Höhe im ausgewachsenen Zustand 2 m
und in der Breite die Grabstättengrenzen nicht überschreiten.

(3) Für die Herrichtung und die Instandhaltung ist bei Reihengrabstätten/
Urnenreihengrabstätten der Erwerber, bei Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten der
Nutzungsberechtigte verantwortlich. Die Verpflichtung erlischt mit dem Ablauf der Ruhezeit
oder des Nutzungsrechts. Die Friedhofsverwaltung kann verlangen, dass der
Nutzungsberechtigte nach Ende der Nutzungszeit oder Ruhezeit die Grabstätte abräumt.

(4) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können die Grabstätten selbst anlegen und
pflegen oder damit einen zugelassenen Friedhofsgärtner beauftragen. Die
Friedhofsverwaltung kann im Rahmen des Friedhofszweckes die Herrichtung und die
Pflege gegen ein von ihr festzusetzendes Entgelt übernehmen.

(5) Reihengrabstätten müssen innerhalb von 3 Monaten nach der Bestattung, Wahlgrabstätten
innerhalb von 2 Monaten nach dem Erwerb des Nutzungsrechtes hergerichtet werden.

(6) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen außerhalb der
Grabstätten obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung.

(7) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Wildkräuterbekämpfungsmitteln bei der
Grabpflege ist nicht gestattet.

(8) Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe dürfen in sämtlichen Produkten der
Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, Trauergebinden, Trauergestecken, im
Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenzuchtbehältern, die an der
Pflanze verbleiben, nicht verwandt werden. Ausgenommen sind Grabvasen,
Markierungszeichen, Gießkannen und anderes Kleinzubehör. Solche Gegenstände sind
nach Ende des Gebrauchs vom Friedhof zu entfernen oder in den zur Abfalltrennung
vorgesehenen Behältnissen abzulegen.
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§ 27

Abteilungen ohne besondere Gestaltungsvorschriften

In Abteilungen ohne zusätzliche Gestaltungsvorschriften unterliegt die gärtnerische Herrichtung
und Unterhaltung der Grabstätten unbeschadet der Bestimmungen der §§ 18 und 26 keinen
zusätzlichen Anforderungen.

§ 28

Abteilungen mit zusätzlichen Gestaltungsvorschriften

(1) Unzulässig ist
a) das Pflanzen von Bäumen oder großwüchsigen Sträuchern,
b) das Einfassen der Grabstätte mit Glas oder Kunststoff,
c) das Errichten von Rankgerüsten, Gittern oder Pergolen.

(2) Auf muslimischen Grabstätten ist die Anbringung von Skulpturen und Abbildungen von
Lebewesen nicht gestattet.

(3) Soweit es die Friedhofsverwaltung unter Beachtung der §§ 26 und 18 für vertretbar hält,
kann sie Ausnahmen von den Vorschriften des Abs. 1 im Einzelfall zulassen.

§ 29

Vernachlässigung der Grabpflege

(1) Wird eine Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte oder Wahlgrabstätte/
Urnenwahlgrabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder gepflegt, hat der
Verantwortliche (§ 26 Abs. 3) nach schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die
Grabstätte innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Kommt der
Nutzungsberechtigte seiner Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung in
diesem Fall die Grabstätte auf seine Kosten in Ordnung bringen oder bringen lassen. Die
Friedhofsverwaltung kann auch das Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen, soweit
sie den Verantwortlichen schriftlich unter Fristsetzung hierauf hingewiesen hat. In dem
Entziehungsbescheid wird der Nutzungsberechtigte aufgefordert, das Grabmal und die
sonstigen baulichen Anlagen innerhalb von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des
Entziehungsbescheides zu entfernen.

(2) Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln,
wird durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung und
Pflege hingewiesen. Außerdem wird der unbekannte Verantwortliche durch ein
Hinweisschild auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit der Friedhofs-verwaltung in
Verbindung zu setzen. Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet,
kann die Friedhofsverwaltung
a) die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen und
b) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen beseitigen lassen.

(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 entsprechend. Wird die
Aufforderung nicht befolgt oder ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne
besonderen Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung den Grabschmuck
entfernen.
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VIII. Leichenhallen und Trauerfeiern

§ 30

Benutzung der Leichenhalle

(1) Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie dürfen nur mit
Erlaubnis der Friedhofsverwaltung betreten werden.

(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, können die
Angehörigen die Verstorbenen während der festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge werden
spätestens bei der Aufbahrung im Andachtsraum geschlossen. § 31 Abs. 2 bleibt
unberührt.

§ 31

Trauerfeier

(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum (Friedhofskapelle), am Grab
oder an einer anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden.

(2) Auf Antrag der Hinterbliebenen kann die örtliche Ordnungsbehörde gestatten, dass
während der Trauerfeier der Sarg geöffnet wird. Der Antrag kann nicht genehmigt werden,
wenn der oder die Verstorbene an einer ansteckenden übertragbaren Krankheit nach dem
Infektionsschutzgesetz gelitten, die Leichenverwesung begonnen hat oder die Ausstellung
der Leiche der Totenwürde oder dem Pietätsempfinden der an der Trauerfeier
Teilnehmenden widersprechen würde.

(3) Die Benutzung der Friedhofskapelle kann untersagt werden, wenn der Verstorbene an
einer meldepflichtigen übertragbaren Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen des
Zustandes der Leiche bestehen.

IX. Schlussvorschriften

§ 32

Alte Rechte

(1) Bei Grabstätten, über welche die Friedhofsverwaltung bei Inkrafttreten dieser Satzung
bereits verfügt hat, richten sich die Nutzungszeit und die Gestaltung nach den bisherigen
Vorschriften.

(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstandenen Nutzungsrechte von unbegrenzter
oder unbestimmter Dauer werden auf eine Nutzungszeit von 40 Jahren begrenzt. Sie
enden jedoch nicht vor Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Satzung und der
Ruhezeit der zuletzt beigesetzten Leiche oder Asche.

§ 33

Haftung

Die Gemeinde Stemwede haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung
der Friedhöfe, ihrer Anlagen oder ihrer Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere
entstehen. Ihr obliegen keine besonderen Obhuts- und Überwachungspflichten. Im Übrigen haftet
die Gemeinde Stemwede nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften über
Amtshaftung bleiben unberührt. Bei Anbringung von QR-Codes oder vergleichbaren Codierungen
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bleibt der Nutzungsberechtigte für die Inhalte während der gesamten Nutzungszeit verantwortlich.

Der Friedhofsträger übernimmt keine Haftung für die Inhalte.

§ 34

Gebühren

Für die Benutzung der von der Gemeinde Stemwede verwalteten Friedhöfe und ihrer

Einrichtungen sind die Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu

entrichten.

§ 35

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

a) sich als Besucher entgegen § 5 Abs. 1 nicht der Würde des Friedhofs entsprechend

verhält oder Anordnungen des Friedhofspersonals nicht befolgt,

b) die Verhaltensregeln des § 5 Abs. 3 missachtet,

c) entgegen § 5 Abs. 5 Totengedenkfeiern ohne vorherige Zustimmung der

Friedhofsverwaltung durchführt,

d) als Gewerbetreibender entgegen § 6 ohne vorherige Zulassung tätig wird,

außerhalb der festgesetzten Zeiten Arbeiten durchführt oder Werkzeuge oder

Materialien unzulässig lagert,

e) eine Bestattung entgegen § 7 Abs. 1 der Friedhofsverwaltung nicht anzeigt,

f) entgegen § 21 ohne die vorherige Zustimmung Grabmale oder bauliche Anlagen

errichtet oder verändert

g) Grabmale entgegen § 23 Abs. 1 nicht fachgerecht befestigt und fundamentiert oder

entgegen § 24 Abs. 1 nicht in verkehrssicherem Zustand erhält,

h) entgegen § 26 Abs. 7 Pflanzenschutz- oder Wildkräuterbekämpfungsmittel

verwendet

i) nicht verrottbare Werkstoffe, insbesondere Kunststoffe, entgegen § 26 Abs. 8

verwendet oder so beschaffenes Zubehör oder sonstigen Abraum oder Abfall nicht

vom Friedhof entfernt oder an den dafür bestimmten Stellen entsorgt,

j) Grabstätten entgegen § 29 vernachlässigt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 1.000,-- Euro geahndet

werden.

§ 36

In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig treten die Friedhofssatzung vom

03.11.2016 und alle übrigen entgegenstehenden ortsrechtlichen Vorschriften außer Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Die Friedhofssatzung einschließlich Belegungsplan wird bei der Gemeinde Stemwede,

Verwaltungsstelle Levern, Fachbereich Bau und Planung, zu jedermanns Einsicht bereitgehalten.
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Hinweise:

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land

Nordrhein-Westfalen (GO NW) kann gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer

Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde

nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Stemwede vorher gerügt und

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel

ergibt.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach Ablauf eines
Jahres seit der Verkündung gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden
kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Stemwede vorher

gerügt und daher die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Stemwede, den 09.12.2021
(Datum der Ausfertigung)

Gemeinde Stemwede
Der Bürgermeister

(Abruszat)
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Bestätigungsvermerk

Der Rat der Gemeinde Stemwede hat in seiner Sitzung am 08.12.2021 die beigefügte Satzung
über die Ordnung auf den von der Gemeinde Stemwede verwalteten Friedhöfen beschlossen.

Ich bestätige, dass der Wortlaut der Satzung mit dem Ratsbeschluss vom 08.12.2021
übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 u. 2 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung NRW) verfahren worden ist.

Die Satzung ist ordnungsgemäß zustande gekommen.

Stemwede, den 09.12.2021

(Abruszat)
Bürgermeister

Bekanntmachung

Aufgrund des § 4 des Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungsgesetz –

BestG NRW) vom 17. Juni 2003 und der §§ 1, 2, 4, 5 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für

das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712/ SGV NRW 610), in der

zur Zeit gültigen Fassung, hat der Rat der Gemeinde Stemwede in seiner Sitzung am 08.12.2021

folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Gegenstand der Gebühren

Für die Benutzung der gemeindlichen, der von ihr verwalteten Friedhöfe und der

Bestattungseinrichtungen sowie für die Inanspruchnahme damit zusammenhängender Leistungen

der Friedhofsverwaltung nach Maßgabe der Satzung über die Ordnung auf den Friedhöfen der

Gemeinde Stemwede (Friedhofsordnung) werden Benutzungsgebühren erhoben.

§ 2

Nutzungsgebühren

Die Nutzungsgebühren betragen für

32/2021 Gebührensatzung zur Friedhofssatzung der Gemeinde Stemwede vom 08.12.2021

1. Reihengrabstätten

a) für Tot- und Fehlgeburten, aus

Schwangerschaftsabbrüchen

stammende Leibesfrüchte und für

Verstorbene bis zum vollendeten

5. Lebensjahr

310,00 €



Nr. 15 Jahrgang 2021 Amtsblatt der Gemeinde Stemwede Seite 24

Wird das Nutzungsrecht für eine Wahlgrabstätte nicht für die volle Nutzungsdauer wiedererworben,

so beträgt die Gebühr 1/30 der jeweiligen Nutzungsgebühr pro Jahr Nutzungsdauer.

Bei Wiedererwerb des Nutzungsrechts für eine Wahlgrabstätte für 7 und mehr Grabstellen

(Erdbeisetzungen) wird die Nutzungsgebühr wie für eine sechsstellige Grabstätte berechnet.

In den Nutzungsgebühren sind - außer für Wahlgrabstätten nach den Ziff. 2. a) und b) - die

Friedhofsunterhaltungsgebühren für die gesamte Laufzeit in einer Summe enthalten.

§ 3

Friedhofsunterhaltungsgebühr

Die Friedhofsunterhaltungsgebühren betragen für

b) für Verstorbene vom vollendeten

5. Lebensjahr an 666,00 €

c) Urnenreihengrabstätten 378,00 €

d) Anonymes Reihengrab 980,00 €

e) Anonymes Urnenreihengrab 536,00 €

f) Pflegefreie Reihengrabstätten

(Rasengräber) einschl. Grabplatte 1.330,00

€

g) Pflegefreie Urnenreihengrabstätten

(Rasengräber) einschl. Grabplatte 716,00 €

h) Pflegefreies Baumgrab

(Urnenreihengrab) einschl.

Grabplatte 716,00 €

i) Halbanonymes Reihengrab

einschl. Grabplakette 1.095,00

€

j) Halbanonymes Urnenreihengrab

einschl. Grabplakette 627,00 €

2. Wahlgrabstätten je Grabstelle

a) für Erdbeisetzungen 347,00 €

b) für Urnenbeisetzungen 219,00 €

c) Pflegefreies Wahlgrab

(Rasengrab) einschl. Grabplatte 1.239,00€

d) Pflegefreies Urnenwahlgrab

(Rasengrab) einschl. Grabplatte 700,00 €

e) Pflegefreies Baumgrab

(Urnenwahlgrab) einschl.

Grabplatte 852,00 €

a) Wahlgrabstätten je Grabstelle für

Erdbeisetzungen und für Reihengräber,

die vor dem 01.01.1984 erworben wurden 17,09€

b) Urnenwahlgrab je Grabstelle 8,54 €

c) Reihengrab für Erwachsene 13,24€
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Bei Wahlgrabstätten für Erdbeisetzungen mit 7 und mehr Grabstellen wird die

Unterhaltungsgebühr nach der Anzahl der belegten Grabstellen erhoben, jedoch wird die Gebühr

mindestens wie für sechsstellige Grabstätten berechnet. Die Friedhofsunterhaltungsgebühr ist

jährlich nach schriftlicher Zahlungsaufforderung zu entrichten, sie kann mit anderen Abgaben

angefordert werden.

§ 4

Bestattungsgebühren

Die Leistungen sind

Ausheben und Zufüllen der Gruft,

die Herrichtung eines Nothügels mit Auflegen der Kränze.

Die Bestattungsgebühren betragen im Einzelnen:

Außerdem sind die durch die Bestattung notwendig gewordenen Nebenarbeiten (Versetzen von

Grabmalen, Einfassungen usw.) und die zur Beseitigung von Beschädigungen der Anpflanzungen

auf den benachbarten Begräbnisplätzen entstehenden Kosten zu erstatten.

§ 5

Gebühren für die Benutzung der Friedhofskapellen, der Aufbahrungshallen, der

Leichenwagen und der Leichenkammern

a) für einen Sarg 756,00€

b) für eine Urne 250,00€

c) für die Beisetzung einer Totgeburt oder

einer aus Schwangerschaftsabbruch

stammenden Leibesfrucht

334,00€

a) Benutzung der Friedhofskapelle und des

Leichenwagens 374,00€

b) Benutzung einer Leichenkammer je

angefangener Tag 52,50 €
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§ 6
Gebühren für Umbettungen und Ausgrabungen

1. Für die Umbettung und Ausgrabung eines Sarges werden Gebühren in Höhe von 929,00 €
erhoben. Zusätzlich sind erforderliche Nebenarbeiten in Höhe der entstandenen Selbstkosten
zu erstatten.

2. Für die Umbettung und Ausgrabung einer Urne beträgt die Gebühr 269,00 €.

§ 7
Sonstige Gebühren

§ 8
Gebührenpflichtiger

Zur Zahlung der Gebühren ist verpflichtet, wer selbst oder durch Dritte, deren Handeln ihm
zuzurechnen ist,

a) die in § 1 genannten Einrichtungen in Anspruch nimmt oder
b) eine besondere Leistung der Friedhofsverwaltung beantragt hat oder durch sie unmittelbar

begünstigt wird.

§ 9
Fälligkeit der Gebühren

Die Gebühren werden durch besonderen Bescheid erhoben und an dem im
Heranziehungsbescheid genannten Termin fällig.

1. Erteilung oder Ablehnung einer

Genehmigung zur Errichtung eines

Grabmales 30,00€

2. Einebnung einer Grabstelle einschl.

Beseitigung des Grabsteins und der

Grabeinfassung 119,00€

3. Abräumen einer Grabstelle einschl.

Entfernen der Kränze und Beseitigung

des Nothügels 82,30 €

4. Ausstellen einer Berechtigungskarte gem.

§ 6 der Friedhofssatzung, jährlich 30,00 €

5. Rückgabegebühren vor Ablauf der

Ruhezeit von Grabnutzungsrechten je

Jahr und Grabstelle 46,10 €
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§ 10
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung vom 03.11.2016 außer Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Hinweise:

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (GO NW) kann gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde

nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Stemwede vorher gerügt und

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

Stemwede, den 13.12.2021

(Abruszat)
Bürgermeister

Übereinstimmungserklärung

Ich bestätige, dass der Wortlaut der vorstehenden Gebührensatzung zur Friedhofssatzung der
Gemeinde Stemwede vom 08.12.2021 mit dem Ratsbeschluss vom 08.12.2021 übereinstimmt und
dass nach § 2 Abs. 1 und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem
Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung NRW) verfahren worden ist.

Stemwede, den 13.12.2021

gez. Abruszat
Bürgermeister
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach Ablauf eines Jahres seit der
Verkündung gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Stemwede vorher gerügt und

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Stemwede, den 13.12.2021

gez. Abruszat
Bürgermeister

Bekanntmachung

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der zur
Zeit gültigen Fassung und der §§ 1,2,4,6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. S. 712) in der zur
Zeit gültigen Fassung, hat der Rat der Gemeinde Stemwede in seiner Sitzung am
08.12.2021 folgende Satzung beschlossen:

Artikel I

Die Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallbeseitigung in der Gemeinde Stemwede
vom 16.12.1993, zuletzt geändert durch die 23. Satzung zur Änderung der
Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallbeseitigung in der Gemeinde Stemwede vom
14.12.2020, wird geändert.

§ 4 erhält folgende Fassung:

„§ 4
Gebührenmaßstab und Gebührensatz

33/2021 24. Satzung
vom 13.12.2021 zur Änderung der Gebührensatzung zur Satzung über die
Abfallbeseitigung in der Gemeinde Stemwede vom 16.12.1993
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(1) Gebührenmaßstab für den Restmüll und den Bioabfall ist die Anzahl der zur
Verfügung gestellten Abfallbehälter, für die Pappe und das Papier das
angeschlossene Grundstück.

(2) Die Benutzungsgebühr beträgt je Abfallbehälter für Restmüll mit einem
Fassungsvermögen von

60 l 5,90 €
80 l 6,60 €
120 l 7,80 €
240 l 12,30 €
60 l als Windeltonne 2,95 €
80 l als Windeltonne 3,30 €
120 l als Windeltonne 3,90 €

1.100 l
-bei 4-wöchentlicher Entleerung 48,50 €
-bei 3-wöchentlicher Entleerung 64,40 €
-bei 2-wöchentlicher Entleerung 94,30 €
-bei wöchentlicher Entleerung 185,90 €

monatlich.
Die Benutzungsgebühr beträgt je Abfallbehälter für Bioabfälle mit einem
Fassungsvermögen von

60 l 7,00 €
80 l 7,70 €
120 l 9,30 €
240 l 15,60 €

monatlich.

(3) Aufgrund besonderer vertraglicher Vereinbarungen ist privaten Unternehmern die
Abfuhr des Hausmülls mit zusätzlichem Beistellsack und die Abfuhr von Grünabfällen
übertragen worden. Das hierfür zu entrichtende privatrechtliche Entgelt wird im
Einvernehmen mit der Gemeinde festgesetzt.“

Artikel II

Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft.

Übereinstimmungserklärung

Ich bestätige, dass der Wortlaut der vorstehenden 24. Satzung zur Änderung der
Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallbeseitigung in der Gemeinde Stemwede mit
dem Ratsbeschluss vom 08.12.2021 übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 und 2 der
Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht
(Bekanntmachungsverordnung NRW) verfahren worden ist.

Stemwede, den 13.12.2021
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gez. Abruszat
Bürgermeister

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach Ablauf eines Jahres
seit der Verkündung gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei
denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Stemwede vorher gerügt
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Stemwede, den 13.12.2021

gez. Abruszat
Bürgermeister

Bekanntmachung

Hinweis:

Die Bezeichnung der männlichen Form (z. B. der Eigentümer) gilt gleichermaßen für
die weibliche Form.

Aufgrund

• der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch
Art. 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. 2020, S. 916), in der jeweils
geltenden Fassung,

34/2021 Satzung über die Umlegung des Unterhaltungsaufwandes der Gemeinde
Stemwede für fließende Gewässer im Einzugsgebiet der Großen Aue und der
Hunte gemäß § 64 LWG NRW
vom 09.12.2021
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• der §§ 39 bis 42 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff.), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 09.06.2021 (BGBl. I 2021, S. 1699 ff.), in der jeweils geltenden Fassung,

• der §§ 62 bis 65 des Landeswassergesetzes NRW (LWG NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch das
Gesetz zur Änderung des Landeswasserrechts vom 04.05.2021 (GV NRW 2021, S. 560 ff.,
ber. GV NRW 2021, S. 718), in der jeweils geltenden Fassung,

• des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1987 (BGBl. I 1997, S. 602), zuletzt
geändert durch Art. 9 a des Gesetzes vom 30.03.2021 (BGBl. I 2021, S. 448), in der jeweils
geltenden Fassung,

hat der Rat der Gemeinde Stemwede in seiner Sitzung am 08.12.2021 die folgende Satzung
beschlossen:

§ 1
Umfang der Unterhaltungspflicht bei Gewässern

(1) Der Gemeinde werden für die Unterhaltung der Gewässer 2. Ordnung und der sonstigen Gewässer
durch den Wasserverband „Große Aue“ gemäß § 62 Abs. 3 LWG NRW i.V.m. § 64 Abs. 2 LWG
NRW Verbandsbeiträge auferlegt.
Die Unterhaltung der Gewässer 2. Ordnung im Einzugsgebiet der Hunte und der sonstigen
Gewässer führt die Gemeinde selbst durch.

(2) Zur Gewässerunterhaltungspflicht gehört gemäß § 39 Abs. 1 Nr. 1 bis Nr. 5 WHG:

• die Erhaltung des Gewässerbettes, auch zur Sicherung eines ordnungsgemäßen
Wasserabflusses (§ 39 Abs. 1 Nr. 1 WHG),

• die Erhaltung der Ufer, insbesondere durch Erhaltung und Neuanpflanzung einer
standortgerechten Ufervegetation, sowie die Freihaltung der Ufer für den Wasserabfluss (§
39 Abs. 1 Nr. 2 WHG),

• die Erhaltung der Schiffbarkeit von schiffbaren Gewässern mit Ausnahme der besonderen
Zufahrten zu Häfen und Schifffahrtsanlegestellen (§ 39 Abs. 1 Nr. 3 WHG),

• die Erhaltung und Förderung der ökologischen Funktionsfähigkeit des Gewässers,
insbesondere als Lebensraum von wild lebenden Tieren und Pflanzen (§ 39 Abs. 1 Nr. 4
WHG),

• die Erhaltung des Gewässers in einen Zustand, der hinsichtlich der Abführung oder
Rückhaltung von Wasser, Geschiebe, Schwebstoffen und Eis den wasserwirtschaftlichen
Bedürfnissen entspricht (§ 39 Abs. 1 Nr. 5 WHG).

Gemäß § 39 Abs. 2 Satz 1 WHG muss die Gewässerunterhaltung sich an den
Bewirtschaftungszielen nach Maßgabe der §§ 27 bis 31 WHG ausrichten und darf die Erreichung
dieser Ziele nicht gefährden. Die Gewässerunterhaltung muss gemäß § 39 Abs. 2 Satz 2 WHG den
Anforderungen entsprechen, die im Maßnahmenprogramm nach § 82 WHG an die
Gewässerunterhaltung gestellt sind. Gemäß § 39 Abs. 2 Satz 3 WHG ist bei der
Gewässerunterhaltung der Erhaltung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts
Rechnung zu tragen; Bild und Erholungswert der Gewässerlandschaft sind zu berücksichtigen.

(3) Gemäß § 61 Satz 1 LWG NRW erstreckt sich die Unterhaltung eines oberirdischen Gewässers auf
das Gewässerbett und auf die Ufer. Zur Unterhaltung gehört nach § 61 Satz 2 LWG NRW auch die
Freihaltung, Reinigung und Räumung des Gewässerbettes und der Ufer von Unrat, soweit es dem
Umfang nach geboten ist.

§ 2



Nr. 15 Jahrgang 2021 Amtsblatt der Gemeinde Stemwede Seite 32

Umlage des Unterhaltungsaufwandes

(1) Die Gemeinde legt den Aufwand und die Kosten für die Gewässerunterhaltung der in § 1 genannten
Gewässer gemäß § 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 LWG NRW auf die Grundstücke im seitlichen
Einzugsgebiet um. Eine Umlage des Aufwandes bzw. Kosten erfolgt auf der Grundlage des § 64 Abs.
1 Satz 4 bis 6 LWG NRW nur, soweit der Aufwand bzw. die Kosten nicht durch Anteile der sog.
Erschwerer (§§ 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 4 LWG NRW) und Finanzierungshilfen des Landes
(§ 64 Abs. 1 Satz 5 i.V.m. § 72 LWG NRW) gedeckt sind.

(2) Die Gewässerunterhaltungsgebühr beinhaltet nach § 64 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW zusätzlich

• die Personal- und Verwaltungskosten zur Durchführung der Umlage,
• den Aufwand für die Ermittlung der Grundlagen für die Umlage sowie
• die Kosten für das Gewässerkonzept (§ 74 Abs. 2 LWG NRW).

§ 3
Erschwerer

(1) Erschwerer sind nach § 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Eigentümer von Grundstücken und
Anlagen, welche die Unterhaltung über die bloße Beteiligung am natürlichen Abflussvorgang hinaus
erschweren, d. h. insbesondere bestimmte Hindernisse für den Wasserabfluss schaffen. Hierzu
gehören z.B. Gewässerverrohrungen, Brückenbauwerke und Einleitungsstellen von öffentlichen
Regenwasserkanälen in ein Gewässer.

(2) Der von den Erschwerern insgesamt aufzubringende Anteil wird vom Wasserverband bzw. von der
Gemeinde gesondert berechnet und ist nicht in der Gewässerunterhaltungsgebühr enthalten.

§ 4
Gebührenpflichtige im seitlichen Einzugsgebiet eines Gewässers

(1) Gebührenpflichtig sind die Eigentümer von Grundstücken im seitlichen Einzugsgebiet desjenigen
Gewässers, in welchem das Grundstück gelegen ist und die im Zeitpunkt der Bekanntgabe des
Gebührenbescheides im Grundbuch als Grundstückseigentümer eingetragen sind. Grundstücke im
seitlichen Einzugsgebiet sind alle Grundstücke innerhalb eines Bereichs von Wasserscheiden, von
denen aus ein Zufluss des Wassers zum Gewässer erfolgen kann. Ein Grundstück kann auch zu
mehreren seitlichen Einzugsgebieten gehören. Auf einen unmittelbaren Zufluss zum Gewässer
kommt es nicht an. Entscheidend ist allein die Lage des Grundstücks im seitlichen
Einzugsgebiet des Gewässers.

(2) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Buchgrundstück.

(3) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentümers der
Erbbauberechtigte (§ 64 Abs. 1 Satz 3 LWG NRW). Mehrere Gebührenpflichtige sind
Gesamtschuldner.

(4) Wird das Eigentum an einem Grundstück übertragen, so ist der bisherige und der neue Eigentümer
verpflichtet, den Eigentumswechsel der Gemeinde anzuzeigen. Unterbleibt die Anzeige, so haften
der bisherige und der neue Eigentümer solange als Gesamtschuldner für die seit dem
Eigentumswechsel entstandenen Gebühren, bis die für die Veranlagung zuständige Stelle von dem
Eigentumswechsel Kenntnis erhält.
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§ 5
Gebührenmaßstab

(1) Die Gebühr bemisst sich gemäß § 64 Abs. 1 Satz 8 LWG NRW pro Quadratmeter
Grundstücksfläche. Dabei werden die Kosten zur Erfüllung der Pflicht zur
Gewässerunterhaltung (§ 1 dieser Satzung) gemäß § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW zu 90 % auf
die befestigten Flächen und zu 10 % auf die übrigen (= unbefestigten) Flächen umgelegt, die
sich auf Grundstücken befinden, die im seitlichen Einzugsgebiet eines Gewässers liegen.

(2) Befestigte Flächen im Sinne des § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW sind alle Flächen, auf denen
bauliche Anlagen jedweder Art oder sonstige vom natürlichen Wasserabfluss abweichende
Versiegelungen des Bodens vorzufinden sind. Befestigte Flächen sind somit
solche Flächen, die keine originäre, natürliche Bodenbeschaffenheit mehr aufweisen. Hierzu
gehören insbesondere die mit Gebäuden oder sonstigen Überdachungen überbauten
Flächen sowie die Befestigung von Flächen durch Beton, Asphalt Schotter, Kies, Sand oder
ähnliche Materialien, so dass diese keine originäre (unveränderte), natürliche
Bodenbeschaffenheit wie etwa Acker, Wiese, Wald, Blumenbeete und Rasen mehr
aufweisen.
Der Gebührenpflichtige kann, für mit Rasengittersteinen befestigte Flächen, eine Ermäßigung von
20% schriftlich beantragen. Die Ermäßigung wird bei Flächen größer 200m² berücksichtigt
(Bagatellgrenze).

(3) Übrige Flächen im Sinne des § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW sind alle unbefestigten Flächen,
die eine natürliche Bodenbeschaffenheit aufweisen. Hierzu gehören insbesondere
Rasenflächen, Blumenbeete, Wiesen, Äcker, Weiden und Waldflächen.

(4) Die Gemeinde erstellt durch eine Überfliegung des Gemeindegebietes Luftbilder von den
Grundstücken. Mit Hilfe der Luftbilder wird ein zeichnerischer Lageplan zur Befragung des
Grundstückseigentümers entwickelt, aus welchem sich die befestigten und die übrigen ( =
unbefestigten) Flächen ergeben. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, zu dem
zeichnerischen Lageplan Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob die abflusswirksamen
Flächen durch die Gemeinde zutreffend ermittelt worden sind (Mitwirkungspflicht). Soweit
erforderlich, kann die Gemeinde die Vorlage weiterer Unterlagen einfordern. Kommt der
Grundstückseigentümer seiner Mitwirkungspflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück
keine geeigneten Angaben/Unterlagen des Grundstückseigentümers vor, wird die
befestigten und die übrige ( =unbefestigten) Fläche von der Gemeinde geschätzt. Die
Datenerhebung, Datenspeicherung und Datennutzung erfolgt zur verursachergerechten
Abrechnung der Gewässerunterhaltungsgebühr gemäß § 64 Abs. 1 LWG NRW und zum
Nachweis der rechtmäßigen Erhebung dieser Gebühr. Insoweit hat der
Grundstückseigentümer als Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das
Recht auf informationelle Selbstbestimmung zu dulden.
Die erstmalige Veranlagung 2020 erfolgt auf der Grundlage des bei der Gemeinde
verfügbaren Datenmaterials.

(5) Ändert sich die befestigte oder die übrige, unbefestigte Fläche des Grundstücks, so hat der
Gebührenpflichtige die Größe der neuen Flächen binnen eines Monats nach Änderung der
Gemeinde anzuzeigen. Abs. 4 gilt entsprechend.
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§ 6
Gebührensatz

(1) Der Gebührensatz für Grundstücke, die im seitlichen Einzugsgebiet der Gewässer in der Gemeinde
liegen und bei welchen der „Wasserverband Große Aue“ und auch durch die Gemeinde die
Gewässerunterhaltung durchführt beträgt:

für befestigte Flächen von Grundstücken pro m²/Jahr: 0,052 €
für unbefestigte Flächen von Grundstücken pro m²/Jahr: 0,0003 €

§ 7
Fälligkeit

(1) Die Gebühren werden für ein Kalenderjahr durch Gebührenbescheid festgesetzt. Der Bescheid kann
mit einem anderen Abgabenbescheid verbunden sein. Die Gebühr wird einen Monat nach
Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 8
Mitwirkungspflicht, Betretungsrecht

(1) Die Gebührenpflichtigen haben alle für das Errechnen der Gebühr erforderlichen Auskünfte zu
erteilen.

(2) Die Gebührenpflichtigen haben zu dulden, dass Mitarbeiter oder Beauftragte der Gemeinde
mit Berechtigungsausweis die Grundstücke betreten können, um die
Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

a) als Gebührenpflichtiger entgegen § 5 Abs. 4 seinen Mitteilungspflichten nicht nachkommt
oder Veränderungen hinsichtlich der Zuordnung von Flächen zu den einzelnen
Flächenarten nicht oder nicht rechtzeitig anzeigt,

b) als Gebührenpflichtiger entgegen § 8 Abs. 1 die zur Errechnung der Gebühren
erforderlichen Auskünfte nicht erteilt,

c) als Gebührenpflichtiger entgegen § 8 Abs. 2 Beauftragte der Gemeinde daran hindert, das
Grundstück zu betreten, um Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten werden mit einer Geldbuße bis zu 1.000 Euro geahndet.

§ 10
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Umlegung
des Unterhaltungsaufwandes der Gemeinde Stemwede für fließende Gewässer im
Einzugsgebiet der Großen Aue und der Hunte vom 17.12.2019 außer Kraft.



Nr. 15 Jahrgang 2021 Amtsblatt der Gemeinde Stemwede Seite 35

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach Ablauf eines
Jahres seit der Verkündung gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden
kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Stemwede vorher

gerügt und daher die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Stemwede, den 09.12.2021 Gemeinde Stemwede
(Datum der Ausfertigung) Der Bürgermeister

(Abruszat)

Bestätigungsvermerk

Der Rat der Gemeinde Stemwede hat in seiner Sitzung am 08.12.2021 die beigefügte Neufassung
der Satzung über die Umlegung des Unterhaltungsaufwandes der Gemeinde Stemwede für
fließende Gewässer im Einzugsgebiet der Großen Aue und der Hunte gemäß § 64 LWG NRW
beschlossen.

Ich bestätige, dass der Wortlaut der Satzung mit dem Ratsbeschluss vom 08.12.2021
übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 u. 2 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung NRW) verfahren worden ist.

Die Satzung ist ordnungsgemäß zustande gekommen.

Stemwede, den 09.12.2021

(Abruszat)
Bürgermeister
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keine

Sonstige Bekanntmachungen


